
Ausnahmsweise gibt es keinen
Zweifel: Die Sozialpolitik der
Großen Koalition folgt in ihrer

Brutalität dem rot-grünen Agenda-
Muster. Müntefering ist in der Verpa-
ckung bemüht, das sozialdemokra-
tische Schleifchen nicht mit dem
Schuss bürokratischen Zynismus à
la Clement zu versehen, aber das Po-
litikmuster der Enteignung, Entwür-
digung und Disziplinierung ist tup-
fengleich.

Von 4,23 Euro für Nahrung und Ge-
tränke täglich kann niemand wirklich
leben, und 18,11 Euro für den ÖPNV
im Monat ist der Entzug des Rechts
auf Mobilität. 1,2 Mio. Menschen in
700000 ALG-II-Haushalten wohnen
nach den Kriterien von Hartz IV «un-
angemessen» und werden in diesen
Wochen mit Überprüfungsverfahren
überzogen, von denen – bei allen
Schwierigkeiten der Schätzung – am
Ende 300000–500000 «stille»
oder «offene» Zwangsumzüge ste-
hen werden. Die explodierenden En-
ergiekosten lassen zudem mehr und
mehr Menschen in die «teuren» Miet-
fallen rutschen.

Sicherlich, die Kriterien, die spezi-
ellen kommunalen Regelungen und
Ausnahmetatbestände sind bei al-
len Dehnfugen der Auslegung so viel-
fältig, dass ein Ergebnis eher auf-
grund der gesellschaftspolitischen
Auseinandersetzungen entstehen

wird als in der Kaffeesatzleserei er-
lesener Vorschriften. Aber eines
steht schon jetzt fest: Hartz IV ge-
biert mit den Zwangsumzügen den
nächsten sozialpolitisch-bürokrati-
schen Super-Wahnwitz. Dass es al-
lein um menschenunwürdige Diszi-
plinierung geht, macht eine Überle-
gung deutlich: Wenn wir einmal un-
terstellen, dass 300000 ALG-II-
Haushalte im Durchschnitt 50 Euro
monatlich «zu teuer» wohnen, dann
müsste die Gesellschaft schlappe
180 Millionen Euro bezahlen, um
diesen Agenda-2010-Irrsinn ange-
messen zu bewältigen. Noch nicht
einmal das Totschlagargument lee-
rer öffentlicher Kassen kann seriös
bemüht werden.

Wenn wir die Zeichen richtig deu-
ten, dann ist der Mut zur Wut bei den
Betroffenen zu den Zwangsumzügen
schon vorhanden. Die Hartz-IV-Bera-
tungsstellen berichten, dass jetzt
20–40% der Beratungen auf dem
Feld der Zwangsumzüge liegt. Sie
berichten auch über die individuel-
len Anpassungen und «stillen» Lö-
sungen – doch irgendwie die 50 Eu-
ro zusammen zu kratzen, die Freun-
de und Verwandten anzupumpen
oder das Geld aus den ALG-II-Sätzen
herauszupressen. Aber die Wut
staut sich, sie bricht noch nicht her-
aus und findet keine Bahnen. Die Ar-
beitsagenturen organisieren einen

tröpfelnden, individualisierten Pro-
zess, oft kaschiert und dosiert, der
auf die Kanalisierung potenziellen
Unmuts ausgerichtet ist. Diese laut-
lose Massendisziplinierung ist bis-
her noch geglückt. Die Lautlosigkeit
hat aber auch deshalb funktioniert,
weil die entstandenen Konflikte lo-
kalisiert blieben. Eine bundesrepu-
blikanische Thematisierung des
Skandals an sich ist bisher ausge-
blieben.

Deshalb ist jetzt eine vierfache
strategische Orientierung aller der-
jenigen Gruppen und Initiativen not-
wendig, die sich der systematischen
Verhinderung der Zwangsumzüge
annehmen wollen:

1. Der Aufbau von lokalen Notruf-
und Beratungszentralen, die kom-
petente individuelle Hilfe (inklusive
Rechtsbeiständen) anbieten und
diese mit politischen Einmischungs-
angeboten kombinieren. So planen
wir z. B. in Berlin eine Free Call Num-
mer: (0800) 12345678, die mit 4–8
Telefonen so geschaltet ist, dass ein
Rund-um-Service von 8–20 Uhr mög-
lich wird, ohne die Berater zu über-
lasten.

2. Wenn solche erweiterten Ange-
bote wirklich angenommen werden,
sollten die Fälle des bürokratischen
Schwachsinns das Material für lo-
kale und regionale Interventionen
hergeben, um die Sache selbst ad
absurdum zu führen. Hier müssten
die Aktionsbündnisse für Sozialpro-
teste, BAGSHI, Runde Tische von Er-
werbslosen, gewerkschaftliche Initi-
ativen, Montagsdemonstrationszu-
sammenhänge, aber auch etwas
etabliertere Beratungseinrichtun-
gen der Kirchen und Wohlfahrtsver-
bände zusammenarbeiten. Massive
Interventionen bei JobCentern, de-
ren Beiräten und Kommunalverant-
wortlichen sind angesagt.

3. Eine bundesrepublikanische
Thematisierung und Skandalisie-
rung ist längst überfällig. Ein erster
Versuch einer solchen themati-
schen Zuspitzung ist für den 20.
März zusammen mit Lokalbündnis-
sen aus Berlin, Leipzig, Duisburg/
Oberhausen und Hamburg in Berlin
geplant. Der Angriff muss auf die so-
ziale Augenmaßlosigkeit gelenkt
werden. Heuschrecken tragen auch
zuweilen sozialpolitische Gewänder,
Herr Müntefering! Anstatt ein riesi-
ges bürokratisches Überprüfungs-
verfahren und eine Verängstigungs-

maschinerie zu installieren, liegt
doch eine soziale Kulanzlösung auf
der flachen Hand. Noch nicht einmal
die vier Grundrechenarten scheint
die Koalition zu beherrschen, sonst
hätte sie den personellen Aufwand
der Überprüfung, die Kosten des
Auszugs (Renovierung), die Ein-
spruchs- und Gerichtskosten mitkal-
kuliert. Von den erwähnten 180 Mil-
lionen Euro an Mehrkosten für Mie-
ten blieben vermutlich als gesell-
schaftliche Gesamtkosten nicht
mehr als 130 Millionen Euro übrig.

4. Diese Argumentation wird nur
zu Auseinandersetzungen führen,
wenn wir aus unseren politischen
Zusammenhängen glaubwürdig
androhen, tatsächlich Zwangsumzü-
ge zu verhindern. Skandalisierung
im Vorfeld von Zwangsumzügen, die
sich in diesem Fall auch nicht vor der
biografischen Boulevardisierung
des Konflikts scheut, würde die Ak-
teure auf der kommunalen Ebene er-
heblich verunsichern, möglicherwei-
se «Stopps» von Zwangsumzügen
beschließen lassen. Aber es wird
auch Akteure geben, die schlicht ein-
fach «durchziehen» wollen – und hier
bleibt nichts anderes übrig, als mit
Menschenmauern vor Ort Zwangs-
umzüge zu verhindern. Das werden
Aktionsgruppen nicht allein schaf-
fen, sondern hier hilft der Rückgriff
auf weimarische, argentinische, ita-
lienische und amerikanische Erfah-
rungen: Den Widerstand von unten,
aus den Häusern und Straßenzü-
gen, organisieren, vor allem in Stadt-
teilen, in denen noch Bestände von
Solidarität vorhanden sind. Drei ex-
emplarische Verhinderungen von
Zwangsumzügen genügen, um die
öffentliche Debatte entscheidend zu
beeinflussen.

Wer am 3. Juni in Berlin einen be-
eindruckenden sozialpolitischen
Protest gegen die Große Koalition or-
ganisieren will, muss sich dringend
gegen Zwangsumzüge engagieren.
Dieses Engagement ist die Voraus-
setzung dafür, die Dynamik des so-
zialpolitischen Protests erneut zu
entfachen – subito!

Peter Grottian ist Hochschullehrer
für Politikwissenschaft an der FU
Berlin und «Bewegungsunterneh-
mer» im Berliner Sozialforum und
dem Aktionsbündnis Sozialprotes-
te.
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Was will die SoZ?
Die Sozialistische Zeitung (SoZ) setzt sich

zum Ziel, publizistisch dazu beizutragen,
alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, geknechtetes, verlas-
senes und verächtliches Wesen ist.

Sie versteht sich deshalb als Teil der emanzi-
patorischen Bewegungen, deren Ziel die

Befreiung der Menschen von Unterdrückung,
Ausbeutung, Entfremdung und Gewalt ist.

Der Kampf für umfassende Emanzipation
kann nur erfolgreich sein, wenn die unter-

drückten und entfremdeten Menschen sich für
ihre eigenen Interessen und gegen Unterdrü-
ckung und Erniedrigung selbst engagieren.
Deshalb verteidigt die SoZ demokratische
Ansprüche individueller wie kollektiver Art
und bekämpft alle Formen ausgrenzender Dis-
kriminierung (Chauvinismus, Sexismus, Ras-
sismus, Antisemitismus usw.) in der bürgerli-

chen Gesellschaft wie auch innerhalb linker
Organisationsformen.

Der Kampf für umfassende Emanzipation in
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-

schaft wird nicht zuletzt entlang des Wider-
spruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital ge-
führt. Deshalb versteht sich die SoZ als grund-
sätzliche Gegnerin der weltweit vorherrschen-
den kapitalistischen Gesellschaft und ergreift
Partei für die gegen Profitstreben und Konkur-
renzkampf streitenden abhängig Beschäftig-
ten.

Es gibt Widersprüche, die nicht auf den Wi-
derspruch von Lohnarbeit und Kapital zu

reduzieren sind – die Geschlechterfrage und
die Ökologiefrage bspw. oder die Missachtung
demokratischer Rechte von besonders unter-
drückten und benachteiligten Bevölkerungs-
teilen. Deren praktische und theoretische Be-
arbeitung erfordert eigenständige Mittel. Ihre
besondere Ausformulierung erfahren diese
Widersprüche durch die bürgerliche Gesell-

schaft und den sie zentral durchziehenden Wi-
derspruch zwischen Kapital und Arbeit. Es be-
darf deswegen einer neuen, sich nicht selbst
herstellenden Einheit in der Vielfalt, eines neu-
en Bündnisses von demokratischen und so-
zialistischen Kämpfen.

Da der Kampf um umfassende Emanzipati-
on ein internationaler ist und letzten En-

des auch nur dann erfolgreich sein kann, wenn
er als internationalistischer weltweit geführt
wird, versteht die SoZ die Förderung interna-
tionaler Solidarität und internationaler Zu-
sammenarbeit als eine besondere Aufgabe der
Zeitung.

Notwendig ist eine sozialistische Gesell-
schaft. Ihre ökonomische Grundlage kann

nur sein: eine demokratisch geplante, selbst-
verwaltete Wirtschaft, die sich vor allem an den
Bedürfnissen der Menschen orientiert – an-
statt am Profit der Unternehmer und Banker
oder den Privilegien der Bürokraten. Ihre poli-
tische Grundlage kann nur sein: Die Verwirkli-

chung der breitesten Demokratie, die Selbst-
bestimmung der Produzenten und die Selbst-
organisation all derer, die einer besonderen
Form der Unterdrückung unterliegen. Ziel
muss also eine Gesellschaft sein, die im Ge-
gensatz zur bürgerlich-kapitalistischen Klas-
sengesellschaft und zu den ehemaligen büro-
kratischen Regimen (in der Ex-DDR, der Ex-
UdSSR, in China usw.) steht. Sozialistische De-
mokratie kann sich nur da entwickeln, wo in-
dividuelle Rechte garantiert und erweitert wer-
den, wo sich politische, soziale und kulturelle
Demokratie entwickeln kann, ohne auf Gren-
zen von Macht und Herrschaft zu stoßen.

Eine solche Gesellschaft von morgen wird in
den Kämpfen von heute aufgebaut. Die SoZ

als eine von Parteien unabhängige Zeitschrift
tritt in diesen Kämpfen für die Einheit der so-
zialistischen Kräfte und für den Aufbau einer
organisierten Gegenmacht ein, die uneinge-
schränkt für diese Ziele steht.
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